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Abschnitt II 
Aufstellung des Haushaltsplans

§ 9

Vollständigkeit und Einheit, Fälligkeitsprinzip
(1) Für jedes Haushaltsjahr ist ein Haushaltsplan aufzu­

stellen.
(2) Der Haushaltsplan enthält alle im Haushaltsjahr

1. zu erwartenden Einnahmen,
2. voraussichtlich zu leistenden Ausgaben und
3. voraussichtlich benötigten Verpflichtungsermächtigungen.

§ 10
Einzelpläne, Gesamtplan, Gruppierungsplan

(1) Der Haushaltsplan besteht aus den Einzelplänen und 
dem Gesamtplan.

(2) Die Einzelpläne enthalten die Einnahmen, Ausgaben 
und Verpflichtungsermächtigungen eines einzelnen Verwal­
tungszweigs oder bestimmte Gruppen von Einnahmen, Aus­
gaben und Verpflichtungsermächtigungen. Die Einzelpläne 
sind in Kapitel und Titel einzuteilen. Die Einteilung in Titel 
richtet sich nach Verwaltungsvorschriften über die Gruppie­
rung der Einnahmen und Ausgaben des Haushaltsplans nach 
Arten (Gruppierungsplan).

(3) In dem Gruppierungsplan sind mindestens gesondert 
darzustellen
1. bei den Einnahmen: Steuern, Verwaltungseinnahmen, 

Einnahmen aus Vermögensveräußerungen, Darlehens­
rückflüsse, Zuweisungen und Zuschüsse, Einnahmen aus 
Krediten, wozu nicht Kredite zur Aufrechterhaltung 
einer ordnungsmäßigen Kassenwirtschaft (Kassenver­
stärkungskredite) zählen, Entnahmen aus Rücklagen, 
Münzeinnahmen;

2. bei den Ausgaben: Personalausgaben, sächliche Verwal­
tungsausgaben, Zinsausgaben, Zuweisungen an Gebiets­
körperschaften, Zuschüsse an Unternehmen, Tilgungs­
ausgaben, Schuldendiensthilfen, Zuführungen an Rück­
lagen, Ausgaben für Investitionen.
Ausgaben für Investitionen sind die Ausgaben für
a) Baumaßnahmen, soweit sie nicht militärische Anla­

gen betreffen,
b) den Erwerb von beweglichen Sachen, soweit sie nicht 

als sächliche Verwaltungsausgaben veranschlagt wer­
den oder soweit es sich nicht um Ausgaben für militä­
rische Beschaffungen handelt,

c) den Erwerb von unbeweglichen Sachen,
d) den Erwerb von Beteiligungen und sonstigem Kapi­

talvermögen, von Forderungen und Anteilsrechten an 
Unternehmen, von Wertpapieren sowie für die Her­
aufsetzung des Kapitals von Unternehmen,

e) Darlehen,
f) die Inanspruchnahme aus Gewährleistungen,
g) Zuweisungen und Zuschüsse zur Finanzierung von 

Ausgaben für die in den Buchstaben a) bis f) genann­
ten Zwecke.

(4) Der Gesamtplan enthält
1. eine Zusammenfassung der Einnahmen, Ausgaben und 

Verpflichtungsermächtigungen der Einzelpläne (Haus- 
haltsübersicht),

2. eine Berechnung des Finanzierungssaldos (Finanzierungs- 
Übersicht). Der Finanzierungssaldo ergibt sich aus einer 
Gegenüberstellung der Einnahmen mit Ausnahme der 
Einnahmen aus Krediten vom Kreditmarkt, der Entnah­
men aus Rücklagen, der Einnahmen aus kassenmäßigen 
Überschüssen sowie der Münzeinnahmen einerseits und 
der Ausgaben mit Ausnahme der Ausgaben zur Schulden­
tilgung am Kreditmarkt, der Zuführungen an Rücklagen 
und der Ausgaben zur Deckung eines kassenmäßigen Fehl­
betrags andererseits,

3. eine Darstellung der Einnahmen aus Krediten und der 
Tilgungsausgaben (Kreditfinanzierungsplan).

§11
Übersichten zum Haushaltsplan, Funktionenplan

(1) Der Haushaltsplan hat folgende Anlagen:
1. Darstellungen der Einnahmen, Ausgaben und Verpflich- 

tungs er mäch ti gungen
a) in einer Gruppierung nach bestimmten Arten (Grup- 

pi erungsübersicht),
b) in einer Gliederung nach bestimmten Aufgabengebie­

ten (Funktionenübersicht),
c) in einer Zusammenfassung nach Buchstabe а und 

Buchstabe b (Haushaltsquerschnitt);
2. eine Übersicht über die den Haushalt in Einnahmen und 

Ausgaben durchlaufenden Posten;
3. eine Übersicht über die Personalstellen der Beschäftig­

ten.
Die Anlagen sind dem Entwurf des Haushaltsplans beizufü­
gen.

(2) Die Funktionenübersicht richtet sich nach Verwaltungs­
vorschriften über die Gliederung der Einnahmen und Aus­
gaben des Haushaltsplans nach Aufgabengebieten (Funktio­
nenplan) .

§ 12

Bruttoveranschlagnng, Einzelveranschlagung, 
Erläuterungen, Personalstellen

(1) Die Einnahmen und Ausgaben sind in voller Höhe und 
getrennt voneinander zu veranschlagen. Durch Gesetz kann 
zugelassen werden, daß Satz 1 nicht für die Veranschlagung 
der Einnahmen aus Krediten vom Kreditmarkt und der hier­
mit zusammenhängenden Tilgungsausgaben gilt. Darüber hin­
aus können Ausnahmen von Satz 1 im Haushaltsplan zuge- 
lässen werden, insbesondere für Nebenkosten und Nebener­
löse bei Erwerbs- oder Veräußerungsgeschäften. In den Fäl­
len des Satzes 3 ist die Berechnung des veranschlagten Be­
trages dem Haushaltsplan als Anlage beizufügen oder in die 
Erläuterungen aufzunehmen.

(2) Die Verpflichturagsermächtigungen sind bei den jewei­
ligen Ausgaben gesondert zu veranschlagen.

(3) Die Einnahmen sind nach dem Entstehungsgrund, die 
Ausgaben und die Verpflichtungsermächtigungen nach Zwek- 
ken getrennt zu veranschlagen und, soweit erforderlich, zu 
erläutern. Erläuterungen können ausnahmsweise für verbind­
lich erklärt werden.

(4) Für denselben Zweck sollen Ausgaben und Verpflich­
tungsermächtigungen nicht bei verschiedenen Titeln veran­
schlagt werden.

(5) Personalsteillen sind nach Vergütungsgruppen und 
Funktionen im Haushaltsplan auszubringen.

§13
Kreditermächtigungen

(1) Einnahmen aus Krediten dürfen nur bis zur Höhe der 
Summe der Ausgaben für Investitionen in den Haushalteplan 
eingestellt werden. Ausnahmen sind nur zulässig zur Abwehr 
einer Störung des gesamtwirtschaftlichen Gleichgewichts.

(2) Das Haushaltsgesetz bestimmt, bis zu welcher Höhe der 
für die Finanzen zuständige Minister Kredite aufnehmen darf

1. zur Deckung von Ausgaben,
2. zur Aufrechterhaltung einer ordnungsmäßigen Kassen­

wirtschaft (Kassenverstärkungskredite). Soweit diese Kre­
dite zurückgezahlt sind, kann die Ermächtigung wieder­
holt in Anspruch genommen werden. Kasseraverstär­
kungskredite dürfen nicht später als sechs Monate nach 
Ablauf des Haushaltsjahres, für das sie aufgenommen 
worden sind, fällig werden.


